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In einem Fall von Internet-Haftung für Kommentare Dritter fällte der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) erneut ein interessantes Urteil zugunsten
des Rechts auf freie Meinungsäußerung im Internet. Im Fall Jezior gegen Polen
stellte der EGMR fest, dass es eine Verletzung des Rechts auf freie
Meinungsäußerung gemäß Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) darstellt, wenn der Administrator einer lokalen
Website für verleumderische Kommentare Dritter haftbar gemacht wird, die nach
ihrer Meldung sofort entfernt wurden. Wie im Fall von  Magyar
Tartalomszolgáltatatók Egyesülete und Index.hu Zrt. gegen Ungarn  (IRIS 2016-
3/2) betonte der EGMR, dass es übermäßiger und undurchführbarer Vorausschau
bedürfte, die die Freiheit des Rechts auf Informationsvermittlung im Internet
untergraben könnte, wenn man den Administrator einer Website allein dafür
haftbar machen würde, dass er ungefilterte Kommentare zulässt, die gegen das
Gesetz verstoßen könnten.

Der Beschwerdeführer in diesem Fall, Andrzej Jezior, unterhielt zur maßgeblichen
Zeit eine Website mit Nachrichten über die Stadt, in der er lebte. Der Blog auf
seiner Website konzentrierte sich auf die politische Kampagne im Zusammenhang
mit den Kommunalwahlen zum Gemeinderat; Jezior selbst kandidierte ebenfalls.
Die Website war für Kommentare von Nutzern offen, ohne dass diese sich
registrieren mussten. Sie forderte die Nutzer ausdrücklich auf, nur sachliche,
wahrheitsgemäße und nicht beleidigende Kommentare zu veröffentlichen. Die
Nutzer wurden auch aufgefordert, ihre Kommentare mit ihren tatsächlichen
Namen zu unterzeichnen, anstatt sie anonym zu veröffentlichen. Darüber hinaus
verfügte die Website über eine Meldefunktion für Inhalte; in der Praxis wurden
Meldungen jedoch nur selten überwacht. Jezior überprüfte Nutzerkommentare
gelegentlich und löschte, was er als beleidigend für andere empfand. Zwei
Wochen vor dem Termin der Kommunalwahlen wurde auf der Website von Jezior
ein anonymer Kommentar veröffentlicht, der sich gegen B.K., den amtierenden
Bürgermeister und Kandidaten für die Wiederwahl richtete. Der Kommentar war in
hohem Maße verleumderisch und gefährdete das Ansehen von B.K., da er ihn und
seine Familie mit verschiedenen Straftaten und illegalen Aktivitäten in Verbindung
brachte. Jezior entfernte diesen Kommentar sofort von seiner Website, und jedes
Mal, wenn er wieder eingestellt wurde, gelang es Jezior, die beleidigenden
Kommentare über B.K. unverzüglich zu löschen. Jezior aktivierte daraufhin eine
Zugangskontrollfunktion mit einem verpflichtenden Registrierungssystem, das die
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Angabe der E-Mail-Adresse der Nutzer erforderte. B.K. erhob jedoch Klage gegen
Jezior auf der Grundlage von Artikel 72 des polnischen Gesetzes über
Kommunalwahlen, der dem Landgericht die Zuständigkeit überträgt, im Falle der
Veröffentlichung falscher Daten oder unwahrer Informationen über die
Kommunalwahlen oder die Kandidaten die Entfernung des Inhalts sowie eine
Entschuldigung und die Zahlung von Schmerzensgeld anzuordnen (siehe auch
Brzeziński gegen Polen, IRIS 2019-8:1/1). Das Landgericht gab der Klage von B.K.
statt: Es verbot Jezior, den fraglichen Kommentar weiterhin zu veröffentlichen,
und wies ihn an, sich bei B.K. zu entschuldigen, indem er eine Erklärung auf seiner
Website veröffentlicht. Das Gericht verurteilte Jezior ferner zur Zahlung von PLN
5.000 (EUR 1.250) an eine Wohltätigkeitsorganisation und zur Erstattung der
Prozesskosten an B.K. Im Wesentlichen befand das Gericht, dass die fraglichen
Kommentare Wahlkampfmaterial darstellten, dass ihr Inhalt unbestätigt sei und
dass sie dem Ansehen von B.K. als Kandidat bei den Wahlen schadeten. Es
machte Jezior für die von Internetnutzern generierten Kommentare haftbar. Das
Krakauer Berufungsgericht wies Jeziors Berufung mit der Begründung zurück, dass
Jezior tatsächlich für die Kommentare, die Dritte auf seiner Website eingestellt
hatten, haftbar sei, da er nicht verhindert habe, dass sie online gestellt wurden.
Der Haftungsausschluss auf seiner Website wurde als unzureichend erachtet, um
Jezior von der Haftung für Kommentare Dritter zu befreien. Das Berufungsgericht
befand außerdem, Jezior könne sich nicht darauf berufen, als Hosting-Provider von
der Haftung befreit zu sein.

Jezior reichte Beschwerde beim EGMR dahingehend ein, dass die
Gerichtsbeschlüsse gegen ihn einen ungerechtfertigten Eingriff in sein Recht auf
freie Meinungsäußerung darstellten. Der EGMR stellte fest, dass die umstrittenen
Kommentare während eines Wahlkampfes auf Jeziors Website veröffentlicht
wurden und dass sie auf den amtierenden Bürgermeister abzielten, der sich zur
Wiederwahl stellte. Die nationalen Gerichte stuften diese Kommentare als
Wahlkampfmaterial ein, das nach ihrer Ansicht unbestätigte Informationen über
B.K. mit Behauptungen enthielt, die seinem Ansehen als Kandidat bei den Wahlen
schadeten. Jezior hätte grundsätzlich vorhersehen können, dass er für die
Einstellung der Kommentare auf seiner Website gemäß Artikel 72 des Gesetzes
über Kommunalwahlen in Verbindung mit den Artikeln 23 und 24 des
Zivilgesetzbuches zum Schutz des Ansehens und der Persönlichkeitsrechte
haftbar gemacht werden könnte. Da der Eingriff in Jeziors Recht auf freie
Meinungsäußerung gesetzlich vorgeschrieben war und ein legitimes Ziel verfolgte,
nämlich den Schutz des Ansehens Dritter und insbesondere des Ansehens von
B.K. als Kandidat bei Kommunalwahlen, blieb zu klären, ob der fragliche Eingriff
„in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ war.

Zunächst wies der EGMR erneut darauf hin, dass das Internet aufgrund seiner
Zugänglichkeit und seiner Fähigkeit, große Mengen an Informationen zu speichern
und zu übermitteln, zu einem der wichtigsten Mittel geworden ist, mit dem der
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Einzelne sein Recht auf Meinungs- und Informationsfreiheit wahrnehmen kann,
und dass Websites den Zugang der Öffentlichkeit zu Nachrichten über aktuelle
Ereignisse erheblich verbessern und die Verbreitung von Informationen im
Allgemeinen erleichtern (siehe auch Ahmet Yildirim gegen die Türkei, IRIS 2013-
2:1/1). Gleichzeitig verwies der EGMR jedoch auf die Gefahr einer
Beeinträchtigung der Ausübung und Wahrnehmung von Menschenrechten und
Freiheiten durch Inhalte und Kommunikationen im Internet, insbesondere des
Rechts auf Achtung des Privatlebens. Er erinnerte auch daran, dass bei der
Bewertung der Abwägung zwischen dem Recht auf freie Meinungsäußerung und
dem Recht auf Schutz des persönlichen Ansehens, die in Fällen von
nutzergenerierten Inhalten vorgenommen wird, und der Rolle und Verantwortung
von Internet-Intermediären eine Reihe relevanter Faktoren berücksichtigt werden
muss. Diese Faktoren sind der Kontext, in dem die Online-Kommentare öffentlich
gemacht wurden, die vom Publikationsmedium ergriffenen Maßnahmen zur
Verhinderung oder Entfernung diffamierender Kommentare, die Frage, ob auf die
Haftung des Verfassers des Kommentars und nicht die des Intermediärs
zurückgegriffen werden sollte sowie die Folgen der Gerichtsbeschlüsse für das
Publikationsmedium (siehe auch Delfi AS gegen Estland, IRIS 2015-7:1/1).

In Anwendung dieser Faktoren auf den vorliegenden Fall sah der EGMR keinen
Grund, von der Schlussfolgerung abzuweichen, zu der die nationalen Gerichte bei
der Feststellung gelangt waren, dass die Bemerkungen über B.K. verleumderisch
waren und seinem Ansehen als Kandidat bei Kommunalwahlen schadeten. Der
EGMR stellte weiterhin fest, dass die Website, auf der die umstrittenen
Kommentare eingestellt wurden, von Jezior kostenlos und mit einer begrenzten
lokalen Reichweite gepflegt wurde. Er wies auch darauf hin, dass Jezior sich dafür
entschieden habe, Internetnutzern die Möglichkeit zu geben, Kommentare
einzustellen, ohne sich vorher zu registrieren, dass er jedoch bestimmte
Maßnahmen, darunter eine Meldefunktion, eingeführt habe, um möglicherweise
illegale Inhalte aufzudecken. Jezior habe auf seiner Website auch einen Hinweis
für Internetnutzer veröffentlicht, in dem er sie aufforderte, sich an die
Verhaltensregeln zu halten und die Rechte Dritter zu respektieren. Darüber hinaus
habe Jezior die umstrittenen Kommentare sofort entfernt, sobald er sie bemerkt
habe oder von ihrer Existenz informiert worden sei, und darüber hinaus habe er
vorübergehend eine Zugangskontrolle und die Verpflichtung eingeführt, dass sich
Nutzer vorab mittels ihrer E-Mail-Adresse registrieren. Der EGMR widersprach der
Feststellung der polnischen Gerichte, Jezior habe keine ausreichend wirksamen
Maßnahmen ergriffen, um zu verhindern, dass die Kommentare online gestellt
werden. Nach Ansicht des EGMR würde die Auferlegung einer solchen
Verpflichtung zur Vorabkontrolle „übermäßiger und undurchführbarer
Vorausschau bedürfen, die die Freiheit des Rechts auf Informationsvermittlung im
Internet untergraben könnte“. Darüber hinaus habe B.K. keinerlei Schritte
unternommen, um gegen den Verfasser der Kommentare vorzugehen. Der EGMR
stellte fest, dass die kumulativen Maßnahmen gegen Jezior (Anordnung, die
Kommentare von seiner Website zu entfernen, Entschuldigung, Erklärung auf der
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Website, Verurteilung zu Schmerzensgeld in Höhe von EUR 1.250 und Übernahme
der Prozesskosten von B.K.) möglicherweise eine abschreckende Wirkung auf
Jezior und das Kommentarumfeld einer Internetplattform, die sich mit
gesellschaftlich bedeutsamen Themen befasst, haben könnten. Der EGMR kam zu
dem Schluss, die polnischen Gerichte hätten keine faire Abwägung zwischen
Jeziors Recht auf freie Meinungsäußerung und dem Recht von B.K. auf Achtung
seines Ansehens als Kandidat bei Kommunalwahlen vorgenommen. Der Eingriff in
die Rechte Jeziors stelle einen unverhältnismäßigen Eingriff in sein Recht auf freie
Meinungsäußerung dar und sei daher in einer demokratischen Gesellschaft nicht
notwendig gewesen. Die Erste Sektion des EGMR, die als Ausschuss mit drei
Richtern zusammentrat, kam zu dem Schluss, dass gegen Artikel 10 verstoßen
wurde.

ECtHR First Section (Committee), Jezior v. Poland, Application no.
31955/11 , 4 June 2020

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-202614

EGMR, Erste Sektion (Ausschuss), Jezior gegen Polen, Beschwerde Nr. 31955/11,
4. Juni 2020
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